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Vernehmlassung  zur  Änderung  des  Güterverkehrsverlagerungsgesetzes  und  Bundesbeschluss 
über den Zahlungsrahmen für die Förderung des alpenquerenden Schienengüterverkehrs

Sehr geehrter Herr Bundesrat,
sehr geehrte Damen und Herren 

Wir  bedanken  uns  für  die  Möglichkeit,  an  diesem Vernehmlassungsverfahren  teilzunehmen  und 
unterbreiten Ihnen nachfolgend unsere Stellungnahme.

1. Ausgangslage

Mit  der  vorliegenden Änderung  des  Güterverkehrsverlagerungsgesetzes  (GVVG)  will  der  Bundesrat  die 
finanzielle  Unterstützung  des  alpenquerenden  unbegleiteten  kombinierten  Verkehrs  (UKV)  bis  2035 
verlängern.  Damit  setzt  der  Bundesrat  zwei  gleichlautende  Motionen  des  Parlaments  (26.3004  und 
26.3009)  um.  Die  im  Nationalrat  behandelte  Motion  wurde  von  den  EVP-Nationalräten  unterstützt.  
Hintergrund  ist  der  anhaltende  Rückgang  des  Schienenanteils  im  alpenquerenden  Güterverkehr,  der 
insbesondere  auf  die  eingeschränkte  Infrastrukturverfügbarkeit  auf  den  europäischen  Zulaufstrecken 
zurückzuführen ist. Mit der Vorlage soll die Verlagerung des Güterverkehrs von der Strasse auf die Schiene 
stabilisiert und das in der Bundesverfassung verankerte Verlagerungsziel weiterhin verfolgt werden.

2. Grundsätze der EVP für eine nachhaltige Verkehrspolitik

Die Verkehrspolitik der EVP gründet auf der Bewahrung einer intakten Umwelt sowie auf dem Grundsatz 
der Nachhaltigkeit. Umweltbelastungen sollen nach dem Verursacherprinzip soweit möglich vermieden und 
die natürlichen Lebensgrundlagen auch für kommende Generationen erhalten werden. Gleichzeitig setzt 
sich die EVP für eine leistungsfähige und wettbewerbsfähige Güterverkehrspolitik ein. 



Die  Verlagerung  des  alpenquerenden  Güterverkehrs  von  der  Strasse  auf  die  Schiene  gehört  seit  
Jahrzehnten zu den verkehrspolitischen Kernanliegen der EVP Schweiz. Bereits die Alpen-Initiative, die NEAT 
sowie die Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA) hat die EVP aus Überzeugung unterstützt. Der 
in der Bundesverfassung (Art. 84 BV) verankerte Verlagerungsauftrag ist aus Sicht der EVP ein zentrales 
Instrument zum Schutz von Mensch, Umwelt und Lebensqualität im sensiblen Alpenraum.

3. Stellungnahme

Die  EVP  Schweiz  begrüsst  die  vorgeschlagene  Verlängerung  der  finanziellen  Unterstützung  des 
alpenquerenden  Schienengüterverkehrs  bis  2035.  Die  Vorlage  leistet  einen  wichtigen  Beitrag  zur 
Umsetzung des verfassungsmässigen Verlagerungsauftrags und verhindert, dass der Güterverkehr wieder 
verstärkt auf die Strasse verlagert wird.

Die  EVP  begrüsst  insbesondere,  dass  die  Vorlage  die  Verlagerungspolitik  in  einer  ausserordentlichen 
Situation  stabilisiert.  Die  aktuellen  Schwierigkeiten  des  alpenquerenden Schienengüterverkehrs  sind  zu 
einem wesentlichen Teil  auf Infrastrukturengpässe auf den europäischen Zulaufstrecken zurückzuführen 
und liegen ausserhalb des Einflussbereichs der betroffenen Unternehmen. Eine befristete Weiterführung 
der Betriebsbeiträge ist deshalb gerechtfertigt.

Gleichzeitig  erwartet  die  EVP,  dass  die  finanzielle  Unterstützung  zielgerichtet  eingesetzt  wird  und  den 
Schienengüterverkehr langfristig stärkt. Dazu gehören insbesondere eine Verbesserung der Qualität und 
Zuverlässigkeit des internationalen Schienengüterverkehrs sowie der konsequente Ausbau leistungsfähiger 
Zulaufstrecken in Zusammenarbeit mit den Nachbarstaaten.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Rückfragen oder einen 
weiterführenden Austausch gerne zur Verfügung.

Lilian Studer Alex Würzer
Präsidentin EVP Schweiz Generalsekretär EVP Schweiz
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